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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Im April 2023 veröffentlichte der Bundesrat seine Botschaft zum Abkommen zwischen
der Schweiz und Indonesien über die Förderung und den Schutz von Investitionen.
Das Abkommen soll Schweizer Investitionen in Indonesien sowie indonesischen
Investitionen in der Schweiz Schutz vor politischen Risiken – wie beispielsweise
staatlicher Diskriminierung oder unrechtmässiger Enteignung – bieten. Das vorliegende
Abkommen sei das erste Investitionsschutzabkommen, welches mit einem neuen
Verhandlungsansatz erarbeitet wurde: Im Gegensatz zu früheren
Investitionsschutzabkommen verfüge das Abkommen selber über detaillierte
Bestimmungen zum Streitbeilegungsverfahren und zu den Schiedsgerichten. Damit
werde der Ermessensspielraum der Schiedsgerichte bei der Auslegung und Anwendung
des Abkommens eingeschränkt. Zudem enthalte es unter anderem spezifische Artikel
zur gesellschaftlichen Verantwortung der Unternehmen und zur
Korruptionsbekämpfung. Dadurch soll das Ziel des Investitionsschutzes mit demjenigen
der nachhaltigen Entwicklung in Übereinstimmung gebracht werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.04.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat beriet in der Herbstsession 2023 über das Investitionsschutzabkommen
zwischen der Schweiz und Indonesien. Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte,
SO) stellte das Abkommen vor und betonte die Wichtigkeit solcher Abkommen für die
Schweiz als kleines Land mit einer hohen Exportquote. Entsprechend beantrage die
Kommissionsmehrheit Zustimmung. Die Kommissionsminderheit, vertreten durch Carlo
Sommaruga (sp, GE), beklagte, dass nur die Investoren sowie die Staaten Zugang zu den
Schiedsgerichten hätten; Gewerkschaften und Umweltschutzorganisationen hingegen
müssten bei einem mutmasslichen Vertragsbruch vor lokalen Gerichten klagen, die
leider oft sehr langsam arbeiteten oder gar bestechlich seien. Mit 29 zu 10 Stimmen
sprach sich der Ständerat in der Folge für die Genehmigung des Abkommens aus. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Auch im Nationalrat, der das Investitionsschutzabkommen zwischen der Schweiz und
Indonesien in der Wintersession 2023 beriet, gab es links-grünen Widerstand gegen
das Geschäft: Während die Mehrheit der APK-NR auf Eintreten plädierte, beantragte
eine Minderheit um Nicolas Walder (gp, GE) Nichteintreten. Dieser wies – wie zuvor
bereits Carlo Sommaruga (sp, GE) im Ständerat – darauf hin, dass mit dem Abkommen
nur ausländische Investoren Zugang zu privaten Schiedsgerichten erhielten, nicht
jedoch die lokalen Wirtschaftsakteure oder die Zivilgesellschaft. Darüber hinaus sei es
nicht angemessen, dass mit diesem Abkommen sämtliche Investitionen geschützt
würden. Aus Sicht der Minderheit sollten beispielsweise Investitionen in fossile
Energieträger vom Schutz ausgenommen werden. Nach diesem Votum signalisierten die
Fraktionen der FDP.Liberalen, der Mitte und der SVP Zustimmung zum Geschäft. Die
Vertreterinnen und Vertreter der SP- und der Grünen-Fraktion sprachen sich gegen das
Abkommen aus. Eintreten wurde mit 127 zu 64 Stimmen bei 4 Enthaltungen
beschlossen. 
In der Gesamtabstimmung sprachen sich die Mitglieder der grossen Kammer mit 125 zu
62 bei 8 Enthaltungen für den Entwurf aus. Nebst den fast geschlossen stimmenden
bürgerlichen Parteien hatte sich auch die GLP-Fraktion für das Geschäft
ausgesprochen.

Im Rahmen der Schlussabstimmungen nahm der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 64
Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Für Ablehnung des Abkommens stimmten die SP- und
die Grünen-Fraktion sowie ein Mitglied der SVP-Fraktion. Im Ständerat wurde das
Geschäft mit 39 zu 6 Stimmen angenommen. Auch hier stammten die Gegenstimmen
von Mitgliedern der SP sowie der Grünen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) BBl, 2023 1092
2) AB SR, 2023, S. 981 ff.
3) AB NR, 2023, S. 2333 ff.; AB NR, 2023, S. 2616; AB SR, 2023, S. 1293
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